
ging es um die E x i s t e n z, heute geht es nur
noch um die S t e l l u ng in der G e s e l l-
s c h a f t. Der Tiefpunkt des Arbeiterelends
war zwar schon durchschritten, der schlimm-
sten Ausbeutung von Frauen und Kindern
waren die ersten Schranken gesetzt, aber der
Arbeiter war immer noch unterhalb der
eigentlichen Gesellschaft. Der konservative
Nationalökonom W. H. Riehl schrieb: „Dem
Leben und Wirken des Arbeiters in und mit
der Familie des Herrn steht das maschinen-
mäßige Gebrauchen und Verbrauchen des
F a b r i k p r o l e t a r i a ts von Seiten der Un-
ternehmer am schroffsten entgegen. Jener
Fabrikarbeiter, welcher nichts gelernt hat,
welcher gar keine persönliche Fertigkeit be-
sitzt, sondern bloß als einfache mechanische
Kraft eingereiht ist unter die übrigen mecha-
nischen Kräfte der Maschine . . ., dieser Ar-
beiter, mit dem der Unternehmer im Grunde
gar nichts weiteres anfangen kann, als daß er
ihn eine Weile abnutzt, um ihn dann als
überflüssig beiseite zu werfen." Das war der
vierte Stand, der genau genommen kein Stand
war, der sich nur ökonomisch bestimmen ließ,
eine soziale Klasse u n t e r h a lb der Gesell-
schaft. Proletarier waren, wie derselbe Ver-
fasser schrieb, „verkommene Leute".

Das muß man sich vor Augen halten, um
zu verstehen, was der Beschluß des Pariser
Gründungskongresses der II . Internationale
bedeutete. Er hatte sich die Forderungen des
amerikanischen Gewerkschaftsverbandes, der
American Federation of Labor, zu eigen ge-
macht, alljährlich für die Festsetzung des
Maximalarbeitstages von acht Stunden zu de-
monstrieren. Und nun, am 1. Mai 1890, mar-
schierten die Arbeiter zum ersten Male.

Die Unternehmer waren zur Gegenwehr
gerüstet, und der Arbeitgeberverband Ham-
burg-Altona war es, der die demonstrieren-
den Arbeiter aussperrte und ihren Austritt
aus den Fachvereinen zur Bedingung für die
Wiedereinstellung machte. Als Antwort dar-
auf kam es zum ersten großen gewerkschaft-

Der November 1918 brachte dann rast
überraschend die ersten großen Er fo lge. Die
Gewerkschaften wurden als berufene Vertre-
tung der Arbeiterschaft anerkannt und schlös-
sen sich mit den Arbeitgebern zu einer Ar-
beitsgemeinschaft zusammen. Dieser Versuch,
friedlich zusammenzuarbeiten, scheiterte al-
lerdings nach vier Jahren. Mi t einem Schlage
aber wurden die Arbeiter als eine Säu le des
S t a a t es anerkannt, wenn auch schon seit:;
dem 4. August 1914 an ihrer positiven Ein-^
Stellung zur Nation niemand mehr zweifeln
konnte. Am 23. November 1918 wurde der
8 - S t u n d e n - T ag eingeführt, und ein kol-
lektives Arbeitsrecht leitete die Entwicklung
vom Industrieuntertanen zum Industriebür-
ger ein.

In eine neue Knechtschaft
Am 2. Mai 1933 schien das alles wieder zu

Ende zu sein. Die Gewerkschaften wurden
durch die Terrorgruppen des Dr. Ley ver-
nichtet. Die „Deutsche Arbeitsfront" kannte
fortan hur noch Betriebsführer und Gefolg-
schaft. Im „Gesetz zur Ordnung der Natio-
nalen Arbeit" vom 20. Januar 1934 hieß es:
„Der Führer des Betriebes entscheidet der Ge-
folgschaft gegenüber in allen betrieblichen
Angelegenheiten. Diese hat ihm die in der Be-
triebsgemeinschaft begründete Treue zu hal-
ten." Die Arbeiterschaft war erneut entmün-
digt und hilfloser als 40 Jahre zuvor in den
Kohlengruben des Freiherrn von Stumm,
eines der schärfsten Vertreter des „Herr-im-
Hause-Standpunktes", Es gab wenig Proteste.
Wer sidi widersetzte, wurde in den KZs zum
Schweigen gebracht. Die Massen aber be-
schwichtigte man durch KdF — eine neue
Spielart des römischen panem et circenses
(Brot und Zirkusspiele). Der 1. Mai wurde
zum problemlosen Volksfest, an dem Be-
triebsführer und Gefolgschaft zum Appell vor
dem „einen Führer" aufmarschierten. Damals
haben aber sehr viele ehrlichen Herzens dar-
an geglaubt, daß die Solidarität der Arbeiter-
klasse durch eine höhere Solidarität der

_ wofür werden wir nun demonstrieren? Ist
\dieser 1. Mai nicht — ähnlich dem seit drei
jjahren zum Feiertag erklärten 17. Juni — nur
noch ein willkommener zusätzlicher Feiertag,
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Im Blitzlicht :

Mann". Zuletzt hat er /ür uns die Aufsätze
„Barmen — damals und heute" (Mai 1954) und
„Dankbrief an Mozart" (März 1956) geschrie-
ben. Foto: Lachmann

Auf dem Parteikongreß der  SED in Ostberlin,
bei dem sich Walter  Ulbrich t mit einem bewun-
dernswerten Salto mortale der  durch Moskau auf-
erlegten Pflicht entledigte, die kommunistische
Staatspartei der  DDR für  den neuen Kur s gegen
den »Personenkult"  auf Vordermann zu bringen,
ist dem Regierungschef Otto Grotewohl ein be-
achtliches Geständnis entschlüpft. Vorsichtig ein-
gepackt in ein Loblied auf Recht und Gesetzlich-
keit in der  Sowjetzone, die sich „i m Gegensatz zu
Westdeutschland"  in „ruhiger , aufsteigender
Linie"  entwickelten, machte er  die. wie eine Bombe
einschlagende Feststellung, daß es in der  DDR
Verstöße gegen die Gesetzlichkeit, ja Willkürakt e
gebe und daß dagegen Maßnahmen getroffen wer-
den müßten.

Es gab Leute, die meinten, der  ehemalige Sozial-
demokrat Grotewohl habe in einem Augenblick,
in dem man nun schon „am Aufwaschen"  war, sei-
nem Herzen einmal Luf t gegen bolschewistische
Entwicklungen machen wollen, die er  vielleicht
nicht billigte. Solche Meinung wurde aber  auf der
Konferenz selbst sofort eines Besseren belehrt. Der
Justizminister  Hild e Benjamin und der  General-
staatsanwalt Mclsheimer  übten zwar  — aus wer
weiß welchen Gründen — sofort pflichtschuldigst
Selbstkriti k und gelobten Besserung — in einer
schönen Einmütigkeit , die aber  durch den Protest
des Sicherheitsministers Wollweber  gegen solches
Eingeständnis unangenehm gestört wurde. Das
Ganze wirkt e auf den unbefangenen Beobachter
wie ein Ablenkungsmanöver, bei dem kleinere
Dinge zugegeben wurden, damit die größeren um
so ungestörter  weiterbetrieben werden können.

Damals wie heute : „Di e Faust im Nacken "  lägt die Massen zu allen Zeiten „freiwillig "  marschieren !

Grotewohl selbst hat darin ja auch. uhmfßyerV'
ständlich kundgetan, was man „drüben "  .unter.
Quelle, Inhalt und Maßstab von Recht un-d jGe- L

setzlichkeit versteht: den „konzentrierte n Aus-"
druck der  wirtschaftlichen und politischen Bedürf-
nisse der  Werktätigen" . In dürren Worten bedeu-
tet das nichts anderes als die „Bedürfnisse"  der
kommunistischen Machthaber  des angeblichen Ar -
beiter- und Bauernstaates. Wer das immer noch
nicht glauben wollte, konnte sich davon gleich
restlos überzeugen: Auf der  Konferenz wurde die
Notwendigkeit betont, die Todesstrafe beizube-
halten, als Maßnahme vor  allem gegen „Spione,
Saboteure, Diversanten"  usw., Menschen also, die
mit dem System von Gewalt und Rechtlosigkeit
nicht einverstanden sind und die deshalb unschäd-
lich gemacht werden müssen. Im Dritte n Reich
gab es, aus dem gleichen Geist heraus, das „Heim -
tückegesetz", unter  das die „Straftaten "  fielen,
denen mit den Paragraphen des Gesetzes beim
besten Willen nicht beizukommcn war.

Man sagt also wirklic h nicht zu viel, wenn man
feststellt, daß — ebenso wie das Reich Adolf Hit -
lers — die DDR und die übrigen kommunistisch
kommandierten Staaten keine Rechtssysteme sind.
Und bei aller  Kriti k an Zuständen und Vorgängen
auf verschiedenen Gebieten unseres öffentlichen
Lebens kann nicht geleugnet werden, daß sich die
Bundesrepublik ehrlich bemüht, ihren Status als
Rechtsstaat zu erfüllen — so wie einst die Weima-
rer  Republik und die Hohenzollernmonarchie, bei
der  ein Müller  vor  dem Kammergericht sogar
gegen einen etwas autokratischen König Recht er-
halten konnte.

Um so unverständlicher  und — gefährlicher  ist
die Auffassung, die man häufig bei den politischen
Auseinandersetzungen in der  evangelischen Kirch e
hören kann: Es handele sich bei „West"  und „Ost"
eben um zwei „verschiedene Gesellschaftssysteme",
zwischen denen man mit Zustimmung oder  Ableh-
nung wählen könne. Wenn die Dinge so einfach
lägen, könnte man selbstverständlich darüber  dis-
kutieren. Aber  die Wirklichkei t ist ja anders. Es
geht nicht um die Bejahung einer  „kapitalisti -
schen"  und die Verneinung einer  „sozialistischen"
Gesellschaftsordnung oder  umgekehrt. Es geht um
nichts anderes als um die Anerkennung von Frei-
heit, Recht und Menschenwürde und die Ableh-
nung von Unfreiheit , Unrecht und Vergewalti-
gung des Menschen.

Die Kirch e hat sich keinem politischen System
zu verschreiben — das haben wir  mehr  als einmal
betont. Und wir  sind sehr  wachsam gegenüber
Tendenzen einer  Gleichschaltung zwischen „west-
lichem"  Staat und Kirch e auf der  Grundlage einer
„christliche n Politik" . Aber  ebenso deutlich muß
gesagt werden: Der  Christ wäre überfordert , von
dem man verlangen wollte, daß er  nicht dankbar
für  einen Staat sein dürfe, dessen Oberhaupt sich
aufrichti g zum evangelischen Glauben und zu einer
Amtsführun g im Geist des Bibelwortes „Gerech-
tigkei t erhöht ein Volk"  bekennt — im Gegensatz
zu einem Staatswesen, dessen Spitze gleichzeitig
Vorsitzer  einer  Partei ist, die die Gottlosigkeit mit
allen Folgen auf ihr e Fahne geschrieben hat. E. S.
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Die größere Solidarität
„Heute, wo ich diese Zeilen schreibe, hält

das europäische und amerikanische Proleta-
riat Heerschau über seine zum ersten Male
mobil gemachten Streitkräfte, mooil gemacht
als Ein Heer, unter Einer Fahne und für Ein
nächstes Ziel: den schon vom Genfer Kongreß
der Internationale 1866 und wiederum vom
Pariser Arbeiterkongreß 1889 proklamierten,
gesetzlich festzustellenden a c h t s t ü n d i g en
No rma la rbe i t s t ag. Und das Schauspiel
des heutigen Tages wird den Kapitalisten und
Grundherren aller Länder die Augen darüber
öffnen, daß heute die Proletarier aller Länder
in der Tat vereinigt sind." Das schrieb Fried-
rich Engels am 1. Mai 1890. Damals trat auch
m Deutschland die Arbeiterschaft nach den
langen Jahren der polizeistaatlichen Unter-
drückung durch das Sozialistengesetz erneut
an, um sich ihren Platz in der Gesellschaft zu
erkämpfen.

Kampfreiche Geschichte
Es fällt heute schwer, sich in jene Tage zu-

rückzuversetzen. Träume der alten Kämpfer
sind Wirklichkeit geworden, und die junge
Generation nimmt sie als nicht mehr zu dis-
kutierende Selbstverständlichkeit hin. Damals
ging es um die Ex i s t e n z, heute geht es nur
noch um die S t e l l u ng in der Gese l l-
schaf t. Der Tiefpunkt des Arbeiterelends
war zwar schon durchschritten, der schlimm-
sten Ausbeutung von Frauen und Kindern
waren die ersten Schranken gesetzt, aber der
Arbeiter war immer noch unterhalb der
eigentlichen Gesellschaft. Der konservative
Nationalökonpm W. H. Rieh! schrieb: „Dem
Leben und Wirken des Arbeiters in und mit
der Familie des Herrn steht das maschinen-
mäßige Gebrauchen und Verbrauchen des
F a b r i k p r o l e t a r i a ts von selten der Un-
ternehmer am schroffsten entgegen. Jener
Fabrikarbeiter, welcher nichts gelernt hat,
welcher gar keine persönliche Fertigkeit be-
sitzt, sondern bloß als cinfadie mechanische
Kraft eingereiht ist unter die übrigen media-
nischen Kräfte der Maschine . . ., dieser Ar-
beiter, mit dem der Unternehmer im Grunde
gar nidits weiteres anfangen kann, als daß er
ihn eine Weile abnutzt, um ihn dann als
nKr-rfli'i^; ^ hpiwt«- ?M  wfrfpn.« Da*  war  Her

liehen Zusammenschluß m Deutsdiland.
Österreich war in belagerungsähnlidien Zu-
stand versetzt, und ein Jahr später schössen
in Frankreidi Soldaten auf die demonstrie-
renden Arbeiter.

Der  1. Mai war  der  Tag ihrer  Klasse im
Kampf gegen eine Gesellschaft, die mit ihnen
nidit s anzufangen wußte. Menschen, denen
ein zwölf- bis sechzehn-, ja manchmal acht-
zehnstündiger  Arbeitstag die letzte Kraf t ab-
verlangte, setzten sich für  ein besseres Leben
ein.

Sie wollten arbeiten, aber nicht wie ein
Lasttier, das nur den Wechsel zwisdien Joch
und Schlaf kennt. Sie wollten mitwirken, aber
nicht als Paria der Gesellsdiaft.

In jenen Jahren wurde die Solidarität groß
gcsdiriebcn. In der gemeinsamen Not rückten
die Menschen näher zueinander; denn sie hat-
ten erfahren, daß sie allein hilflos waren. So
lernten drei, vier Generationen mit einer
großartigen Selbstverständlichkeit, füreinan-
der einzustehen, und schufen damit in den
Auseinandersetzungen des Klassenkampfes
die wichtigste Tradition der Arbeiterbewe-
gung.

Der November 1918 brachte dann fast
überrasdiend die ersten großen Er fo lge. Die
Gewerkschaften wurden als berufene Vertre-
tung der Arbeiterschaft anerkannt und schlös-
sen sich mit den Arbeitgebern zu einer Ar-
beitsgemeinschaft zusammen. Dieser Versuch,
friedlich zusammenzuarbeiten, scheiterte al-
lerdings nach vier Jahren. Mit einem Schlage
aber wurden die Arbeiter als eine SSule des
S taa tes anerkannt, wenn auch sdion seit
dem 4. August 1914 an ihrer positiven Ein-
stellung zur Nation niemand mehr zweifeln
konnte. Am 23. November 1918 wurde der
8 - S t u n d e n - T ag eingeführt, und ein kol-
lektives Arbeitsrecht leitete die Entwicklung
vom Industricuntcrtanen zum Industricbür-
ger ein.

In eine neue Knechtschaft
Am 2. Mai 1933 schien das alles wieder zu

Ende zu sein. Die Gewcrksdiaftcn wurden
durdi die Tcrrorgruppen des Dr. Lcy ver-
niditet. Die „Deutsche Arbeitsfront" kannte

Volksgemcinsdiaft abgelöst worden sei. Nach
den Jahren innerer Zerrissenheit, endloser
Sdilangen vor den Arbeitsämtern, der Un-
sicherheit und Schwäche des Weimarer Staates
verfingen solche Parolen um so leichter. Erst
nach dem Zusammenbrudi des Dritten Reldis
ist klar geworden, in welch niederträchtiger
Weise die Arbeiterschaft b e t r o g en wurde.
Die Nationalsozialisten erhöhten die Arbeits-
zeit, senkten die Löhne, und von den Beiträ-
gen der Arbeitslosenversicherung finanzier-
ten sie Rüstungsbetriebc.

Die Parallelen zum s o w j e t i s c h en Sy-
s tem liegen nahe. Dort treten die Arbeiter
zur Parade vor den Funktionären eines Staa-
tes an, der sidi zynisdi audi nodi „Arbeiter-
und Baucrnstaat" nennt. Aber es geht nur
darum, die Arbeiter zu höheren Leistungen
anzuspornen. „Arbeiter, Bauern, Geistes-
schaffende! Entfaltet noch breiter den sozia-
listischen Wettbewerb für die vorfristige Er-
füllung des Volkswirtschaftsplanes!" Kein
Wort vom Schutz der Arbeiter. Im Bolsdie-
wismus und Fasdiismus gilt der Mensch nur
noch als Rädchen. Die Fahnen haben'scit Hit-
ler gewcdisclt, die Ausbeutungsmcthodcn aber
sind raffinierter geworden, dicMcnsdicn müs-
sen zu ihrer eigenen Unterdrückung Beifall
klatschen, und jeder Protest wird erstickt wie
damals. Daran sollten wir denken, wenn wir
im Westen den 1. Mai feiern!

Was feiern wir  heute 1
Wofür werden wir nun demonstrieren? Ist

dieser 1. Mai nidu — ähnlidi dem seit drei
Jahren zum Feiertag erklärten 17. Juni — nur
'noch ein willkommener zusätzlidier Feiertag,
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Im Blitzlicht :

Auf dem Parteikongreß der  SED in Ostbcrlin,
bei dem sich Walter  Ulbricb t mit einem bewun-
dernswerten Salto mortale der  durch Moskau auf-
erlegten Pflidi t entledigte, die kommunistische
Staatspartci der  DDR für  den neuen Kur s gegen
den „Personenkult"  auf Vordermann zu bringen,
ist dem Regierungschef Otto Grotewohl ein be-
achtliches Geständnis entschlüpft. Vorsichtig ein-
gepackt in ein Loblied auf Recht und Gesetzlich-

Kar l Barth 70 Jahre alt *
Der Baseler Professor, der zu den bedeu-

tendsten Erscheinungen der zeitgenössischen
Theologie gehört und bahnbrechende Wir-
kungen in der theologischen Wissenschaft wie
in der Kirche erzielt hat, vollendet am 10. Mai
das 70. Lebensjahr.

Karl Barth zählt zu den Freunden und ge-
legentlichen Mitarbeitern von „Kirche und
Mann". Zuletzt hat er für uns die Aufsätze
„Barmen — damals und heute" (Mai 1954) und
„Dankbrief an Mozart" (März 1956) geschrie-
ben. Foto: Lachmann

Grotcwohl selbst hat dann ja auch, unmißyer^
ständlich kundgctan, was man „drüben" ' .unter
Qm'lk 1. Inhal t und Maßstab von Recht um! Gc-
sctzlidikeit versteht: den „konzentrierte n Aus-
druck der  wirtschaftlichen und politischen Bedürf-
nisse der  Werktätigen" . In dürren Worten bedeu-
tet das nidit s anderes als die „Bedürfnisse"  der
kommunistischen Machthaber  des angeblichen Ar -
better- und Baucrnstaatcs. Wer das immer noch
nicht glauben wollte, konnte sich davon gleich


